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25. Fachgespräch der Clearingstelle EEG
„MsbG – Messung und Steuerung von EEG-Anlagen“
Am 05.12.2016 veranstaltete die Clearingstelle EEG im Tagungs-
zentrum Aquino in Berlin ihr 25. Fachgespräch mit ca. 150 Teil-
nehmern zum Messstellenbetriebsgesetz (MsbG).

Zunächst gab Alexander Kleemann (BMWi) einen Überblick 
über einige zentrale Regelungen des MsbG. Einleitend erläuterte 
er die Herausforderungen der zunehmenden Vernetzung des in-
telligenten Stromnetzes hinsichtlich Datensicherheit und Zuver-
lässigkeit. Hierzu liefere das MsbG entsprechende Regelungen zu 
den Anforderungen an das Smart Meter-Gateway, welches als 
Kommunikationseinheit des intelligenten Messsystems (iMSys) 
fungiere. Er stellte u. a. heraus, dass gemäß § 30 MsbG die Fest-
stellung der technischen Möglichkeit durch das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) den Zeitpunkt der 
Einbaupflicht von BSI-konformen Messystemen bestimme, wobei 
jeweils nach Einsatzbereichen des Smart Meter Gateways zu dif-
ferenzieren sei.

Dr.-Ing. Natalie Mutlak (Clearingstelle EEG) stellte den Para-
digmenwechsel bei der EEG-Messung am Beispiel des Übergangs 
der Grundzuständigkeit des Messstellenbetriebs (MSB) vom Anla-
genbetreiber auf den Netzbetreiber ohne Übergangsfrist mit dem 
Inkrafttreten des MsbG dar. Sie erläuterte diverse Rechtsunsicher-
heiten insbesondere in Zusammenhang mit kundeneigenen Zäh-
lern, für die bis zum Inkrafttreten des MsbG vom Anlagenbetrei-
ber bzw. Dritten der Messstellenbetrieb durchgeführt wurde, und 
wies auf die diesbezüglich von mehreren Verbänden und der 
Clearingstelle EEG ausgesprochenen Handlungsempfehlungen 
zum Inkrafttreten des MsbG sowie auf das laufende Empfeh-
lungsverfahren 2016/26 hin.

Zu Rechtsfragen der Messung und Steuerung von EEG-Anla-
gen unter dem MsbG aus Sicht der Bundesnetzagentur trug Andy 
Neidert (BNetzA) vor. Er ging zunächst auf die regulatorische 
Umsetzung des MsbG ein und erläuterte die Zuständigkeiten der 
BNetzA. Dabei stellte er das derzeit laufende Festlegungsverfah-
ren der BNetzA zur Anpassung der Vorgaben zur elektronischen 
Marktkommunikation an das Gesetz zur Digitalisierung der Ener-
giewende und das in diesem Zusammenhang zu erarbeitende In-
terimsmodell sowie das Zielmodell vor. Auch werde für die Stan-
dardisierung von Verträgen nach MsbG eine Festlegung der 
BNetzA in 2017 angestrebt.

Im Anschluss sprach Ansgar Wetzel (FNN, VDE) über die He-
rausforderung der Messung bei komplexen Messstellen. Er stellte 
dazu für verschiedene Versorgungskonstellationen die jeweilige 
messtechnische Lösung vor und ging dabei auch auf die Proble-
matik der Verletzung des Grundsatzes der Zeitgleichheit bei be-
stimmten Messkonstellationen ein. Zudem erläuterte Herr Wetzel 
die Grundsätze des Eichrechts, das insbesondere dem Verbrau-
cherschutz im geschäftlichen Verkehr diene.

Daniel Hölder (Clean Energy Sourcing AG) referierte über 
Anwendungsfragen des MsbG aus Sicht der Direktvermarkter und 
stellte dabei die dringend benötigte Standardisierung von Kom-
munikationsschnittstellen bei der Fernsteuerung von EEG-Anla-
gen heraus. Mit der in § 36 EEG 2014 enthaltenen Pflicht zur 
Fernsteuerung mittels iMSys seien Irritationen u. a. wegen der 
ausstehenden Gateway-Zertifizierungen durch das BSI aufgetre-
ten. Die Bedenken seien zwar aufgrund der Anpassung des § 30 
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unklar, wie die „Einsatzbereiche“ des Smart Meter Gateways zu 
verstehen seien. Herr Hölder thematisierte auch die Ungleichbe-
handlung von Direktvermarktern und Netzbetreibern bzgl. der 
Pflicht zur Nutzung von iMSys bei der Fernsteuerung.

Susanne Jung vom Solarförderverein Deutschland e. V. (SFV) 
trug die Bedenken der PV-Anlagenbetreiber zum MsbG vor, in 
dessem Zuge enorme finanzielle Belastungen auf die Anlagenbe-
treiber bei Durchführung des MSB durch den Verteilnetzbetreiber 
aufkommen würden. Auch gebe es große Unsicherheiten bezüg-
lich des Weiternutzens kundeneigener Zähler, was etwa die Hälfte 
aller PV-Anlagenbetreiber betreffe. Frau Jung stellte die z. T. 
nicht erfüllbaren Anforderungen an Anlagenbetreiber vor, wenn 
diese den MSB weiterhin selbst durchführen wollten. Schließlich 
präsentierte sie die Kernpunkte der Stellungnahme des SFV zum 
Empfehlungsverfahren 2016/26 der Clearingstelle EEG.

Abschließend stellte Dr. Nicole Pippke vom Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (BDEW) die Anwendungs-
fragen des MsbG aus Sicht der Netzbetreiber vor. Problematisch 
sei aus ihrer Sicht z. B. die Gewährleistung eines ordnungsgemä-
ßen MSB bzgl. der Datenkommunikation bei konventionellen 
Messeinrichtungen und die unscharfe Definition einer Messstelle 
hinsichtlich der Zugehörigkeit verschiedener Komponenten. 
Schließlich ging sie auf die Frage der Einbaupflicht von iMSys 
ein, wenn die Steuerung technisch noch nicht über das iMSys er-
folgen könne und zeigte weiteren Klärungsbedarf u. a. hinsicht-
lich der Zulässigkeit der Verwendung von Lastgangmessung und 
Arbeitsmessung in einer Kundenanlage nach § 55 MsbG auf.
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folgen, zwingend ist dies indessen nicht. Vielmehr wäre es 
durchaus denkbar, dass Netzbetreiber und Letztverbraucher ihre 
Vertragsbeziehungen, ihre Rechte und Pflichten, in einem Ge-
samtvertrag regeln, in dem auch eine Vereinbarung über ein in-
dividuelles Netzentgelt getroffen wird. Wie das BGB geht die 
StromNEV hierbei davon aus, dass sich zwei rechtlich selbststän-
dige Subjekte auf eine bestimmte Netzentgeltreduzierung eini-
gen. Dass die StromNEV in diesem Sinne zu verstehen ist, macht 
ferner der Begriff „Vertragsparteien“ deutlich (§ 19 Abs. 2 Satz 8 
StromNEV 2013).
[28] Auch Sinn und Zweck der Regelung sprechen für ein der-
artiges Verständnis. Im Rahmen einer Zweierbeziehung ist – je-
denfalls im Grundsatz – sichergestellt, dass die Interessen beider 
Beteiligten berücksichtigt werden. Könnte eine Netzentgeltredu-
zierung „mit sich selbst“ geschlossen werden, bestünde die Ge-
fahr, dass ausschließlich Eigeninteressen verfolgt werden könn-
ten. Da die StromNEV hinsichtlich der Höhe der Reduzierung eine 
Bandbreite erlaubt, besteht ein Entscheidungsspielraum, den ein 
„mit sich selbst“-abschließender Netzbetreiber/Letztverbraucher 
zum Nachteil der Allgemeinheit nutzen könnte. Die Situation un-
terscheidet sich damit auch grundlegend etwa von Tarif- oder Be-
triebsvereinbarungen, die in oft kontrovers geführten Verhand-
lungen geschlossen werden. Dort sind nicht gleichgerichtete, 
sondern gegensätzliche Interessen in Einklang zu bringen. Im 
Übrigen handeln bei Tarif- und Betriebsvereinbarungen verschie-
dene Rechtssubjekte. Auch § 14 Abs. 6 AEG verlangt – wie das 
Bundesverwaltungsgericht nun ausdrücklich formuliert – den 
Abschluss eines „zivilrechtlichen Vertrages“ (BVerwG, Urt. v. 
11.11.2015 – 6 C 58/14, DVBl. 2016, 183, Rn. 22).
[29] 2. Ausgehend von diesen Grundsätzen liegt hier keine 
wirksame Vereinbarung eines individuellen Netzentgelts vor. Die 
Antragstellerin hat keine Vereinbarung mit einem Dritten ge-
schlossen. Vielmehr haben zwei rechtlich unselbstständige Abtei-
lungen der Antragstellerin eine bloß intern wirkende Absprache 
getroffen.
[30] Als Netzbetreiber und Letztverbraucher hat die Antragstel-
lerin „auf beiden Seiten“ gehandelt. Dass die Vereinbarung von 
zwei unterschiedlichen Abteilungen unterzeichnet ist, spielt 
ebenfalls keine Rolle. Bei den Unterschriftsbefugnissen der bei-
den Abteilungen handelt es sich lediglich um abgeleitete Vertre-
tungsbefugnisse der Geschäftsführung (vgl. § 35 Abs. 1 Satz 1 
GmbHG). So wäre die Personenidentität offensichtlich zu Tage 
getretenen, wenn die Geschäftsführung auf beiden Seiten für die 
GmbH unterschrieben hätte.
[31] Diesem Ergebnis stehen auch nicht die Definitionen des § 3 
Nr. 2, 3 und 25 EnWG entgegen. § 3 EnWG definiert lediglich, 
wer als Letztverbraucher und Netzbetreiber anzusehen ist, ohne 
das Rechtsverhältnis beider Rechtssubjekte näher zu erörtern. 
Auch der Umstand, dass Pumpspeicherkraftwerke im Grundsatz 
bei den Netzentgelten privilegiert werden sollen, rechtfertigt es 
nicht, etwa im Wege einer „Fiktion“, eine wirksame Vereinbarung 
eines individuellen Netzentgelts zu unterstellen.
[32] Es ist auch keine Gleichbehandlung mit entflochtenen Be-
treibern von Pumpspeicherkraftwerken geboten. Die Antragstel-
lerin hat sich nach Abwägung der Vor- und Nachteile entschie-
den, von der Regelung des § 7 Abs. 2 EnWG Gebrauch zu machen, 
und auf eine rechtliche Entflechtung verzichtet. Soweit sich aus 
der rechtlichen Gestaltung möglicherweise nun bestimmte Nach-
teile ergeben, sind diese von ihr als Teil der von der Antragstelle-
rin gewählten Entflechtungslösung hinzunehmen.

II.
[33] (...)

[35] Der Senat hat die Rechtsbeschwerde zum BGH zugelassen, 
weil die streitgegenständliche Frage grundsätzliche Bedeutung 
im Sinne des § 86 Abs. 2 Nr. 1 EnWG hat und die Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des BGH ent-
sprechend § 86 Abs. 2 Nr. 2 EnWG erfordert.

Die Volltexte der Entscheidungen finden Sie unter 
www.ERdigital.de. 

Rücknahme einer Genehmigung auf 
Netzentgeltbefreiung

§§ 3 Nr. 25, 29 Abs. 2 Satz 1 EnWG, § 19 Abs. 2 StromNEV, 
§ 15 AktG, §§ 133, 157 BGB, §§ 45, 46, 47, 48 VwVfG, § 162 
Abs. 2 Satz 2 VwGO

1. Der Anwendungsbereich des § 29 Abs. 2 Satz 1 EnWG ist 
nach dem Wortlaut und nach Sinn und Zweck der Regelung 
auf Änderungen mit Wirkung für die Zukunft beschränkt.

2. § 19 Abs. 2 Satz 2 StromNEV 2011 begünstigt ausschließlich 
den Letztverbraucher i. S. d. § 3 Nr. 25 EnWG, nicht hingegen 
den Stromlieferanten. Der Stromverbrauch des Letztverbrau-
chers kann dem konzernverbundenen Stromlieferanten nicht 
nach § 15 AktG zugerechnet werden, weil § 19 Abs. 2 Satz 2 
StromNEV eine Konzernbetrachtung nicht vorsieht.

3. Ein den Stromlieferanten fälschlicherweise als Letztverbrau-
cher begünstigender Genehmigungsbescheid nach § 19 Abs. 2 
Satz 2 StromNEV 2011 ist rechtswidrig und kann nach § 48 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 VwVfG mit Wirkung für die Vergangen-
heit zurückgenommen werden. Auf Vertrauensschutz kann 
sich der – fehlerhaft – Begünstigte nicht berufen, wenn er den 
Genehmigungsbescheid durch unvollständige und gleichzei-
tig irreführende Angaben zum tatsächlichen Letztverbraucher 
nach § 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 VwVfG erwirkt hat.

4. Das Gericht kann eine Umdeutung eines fehlerhaften Verwal-
tungsakts nach § 47 VwVfG nur im Rahmen des Streitgegen-
stands des Verfahrens und damit bezogen auf den angefoch-
tenen Bescheid – hier den Rücknahmebescheid – vornehmen.

(Leitsätze des Gerichts)

OLG Düsseldorf, Beschl. v. 06.10.2016 – VI-5 Kart 13/15 (V)

Materielle Ausschlussfrist für einen Antrag  
nach §§ 40 ff. EEG 2009

§§ 161, 242 BGB, §§ 42, 43 Abs. 1 Satz 1 EEG 2009 v. 25.10.2008

1. Nach der auch im Verwaltungsrecht geltenden materiellen 
Beweislast treffen die Folgen der Unerweislichkeit einer Tat-
sache denjenigen Beteiligten, der aus dieser Tatsache ihm 
günstige Rechtsfolgen herleitet.

2. Nachsichtgewährung kommt nicht in Betracht, wenn ein 
staatliches Fehlverhalten nicht positiv festgestellt und ein 
Verschulden des jeweiligen Antragstellers an der Fristversäu-
mung nicht ausgeschlossen werden kann.

(Leitsätze des Gerichts)

VGH Kassel, Urt. v. 13.09.2016 – 6 A 53/15 
vorgehend: VG Frankfurt, Urt. v. 14.11.2013 – 5 K 2104/12.F
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